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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Martina Munz (sp, SH) machte im Juni 2019 mittels eines Postulates auf die Problematik
der Verschotterung von Grünflächen, also das Zudecken von Grünflächen mit Steinen,
aufmerksam. Sie forderte den Bundesrat auf, in einem Bericht aufzuzeigen, wie der mit
der Verschotterung von privaten und öffentlichen Arealen einhergehenden
«ökologischen Verarmung» entgegengetreten werden könne. So genannte
Schottergärten hätten in den letzten Jahren zugenommen, weil sie als pflegeleicht
gelten. Sie stünden aber im Widerspruch zu einer hochwertigen und
biodiversitätsfreundlichen Siedlungsentwicklung nach innen und verstärkten die
Sommerhitze in Wohngegenden. Aus diesen Gründen solle im Bericht geprüft werden,
ob solche Gärten einer Bewilligungspflicht unterstellt werden können oder ob es
Fördermassnahmen und Anreize gebe, um die Ausbreitung solcher Schottergärten zu
begrenzen.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und erklärte, er habe das Thema
Verschotterung öffentlicher und privater Grünflächen bereits im Rahmen eines
Pilotprojekts des Aktionsplans zur Umsetzung der Strategie Biodiversität Schweiz
thematisiert. Im Jahr 2022 würden die Ergebnisse aus diesem Pilotprojekt evaluiert und
geprüft, ob Massnahmen zu ergreifen sind.
Nachdem das Postulat zweimal von SVP-Vetretern bekämpft worden war, kam es in der
Sommersession 2021 doch noch in den Nationalrat. Dort argumentierte Erich Hess (svp,
BE) für eine Ablehnung des Postulats, da es in die Privatsphäre eingreife, indem es der
Bevölkerung vorschreiben wolle, wie private Gärten gestaltet werden sollten.
Umweltministerin Sommaruga hingegen plädierte für Annahme des Vorstosses. Sie
verwies dabei auf die Forderung der GPK-NR, dass der Bundesrat mehr zum Schutz der
Biodiversität unternehmen solle, sowie auf den bundesrätlichen Gegenvorschlag zur
Biodiversitäts-Initiative, der einen Fokus auf die Gestaltung des Siedlungsraumes lege
und damit ebenfalls zur Stossrichtung des Postulates passe. Der Nationalrat nahm das
Postulat schliesslich mit 122 zu 62 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) klar an. Die
ablehnenden Stimmen stammten von einer Mehrheit der SVP-Fraktion sowie von
Minderheiten der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion. 1

POSTULAT
DATUM: 03.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Stopp der Verschotterung von
Grünflächen» in Erfüllung des gleichnamigen Postulates von Nationalrätin Martina Munz
(sp, SH). Der Bericht hielt fest, dass immer mehr Personen Schottergärten anlegten,
obwohl diese negative Auswirkungen auf die Biodiversität zeitigten und im Sommer die
Umgebung stark aufheizten. Um diesem Trend entgegenzuwirken, empfahl der Bericht
drei Massnahmen: Erstens rief er Gemeinden dazu auf, in ihren Reglementen
festzulegen, ob und in welcher Form Schottergärten erlaubt sein sollen. Zweitens wolle
der Bundesrat die Gemeinden dabei finanziell unterstützen, die naturnahe Gestaltung
der Siedlungsräume zu fördern, wie es auch im indirekten Gegenvorschlag zur
Biodiversitätsinitiative vorgeschlagen worden sei. Und drittens sollen sowohl die
Behörden als auch Privatpersonen besser über die Vorteile von naturnahen
Grünflächen informiert werden. 2

BERICHT
DATUM: 16.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2021, S. 1047 f.
2) Bericht BR vom 2.12.22; Medienmitteilung BR vom 16.12.22
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